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Informationen aus dem
Arbeits- und Sozialrecht

Rechtliche Hinweise | 05/2009 | 17. Februar 2009

Informationen der IG-Metall zum Thema

Teuerungsanpassung bei Betriebsrenten 2009

1. Anpassungsverpflichtung

Aus § 16 Abs. 1 BetrAVG (Betriebsrentengesetz) ergibt sich, dass ein Arbeitgeber, der seinen ehemaligen Beschäftigten, bzw. deren Hinterbliebenen eine Betriebsrente gewährt, verpflichtet ist, alle drei Jahre eine Anpassung dieser Betriebsrente zu prüfen und gegebenenfalls deren Höhe neu festzulegen. Der Arbeitgeber entscheidet nach billigem Ermessen, ob und in welcher Höhe er die Rente anpasst. Berücksichtigung finden müssen hierbei zum einen die wirtschaftliche Lage des Arbeitgebers und zum anderen die Belange der Versorgungsempfänger.


2. Prüfungszeitpunkt – Stichtagsregelung

Grundsätzlich ist der Arbeitgeber für jeden einzelnen Versorgungsberechtigten verpflichtet, in einem zeitlichen Abstand von 3 Jahren nach dessen individuellen Rentenbeginn die Anpassungsprüfung vorzunehmen. Der Arbeitgeber darf aber auch die in einem Jahr anstehenden Anpassungsprüfungen zusammenfassen und an einem festzulegenden Stichtag gebündelt für alle Versorgungsberechtigten vornehmen. (BAG, 3 AZR 142/01 v. 28.04.1992; BAG, 3 AZR 395/04 v. 30.08.2005).
3. Ausnahmetatbestände:
a) § 16 Abs. 3 BetrAVG bestimmt die Ausnahmesituationen, für welche die An-
    passungsprüfungspflicht entfällt. Dies sind im Einzelnen:
· Wenn sich der Arbeitgeber verpflichtet hat, die laufenden Leistungen jährlich um wenigstens 1 % anzupassen (Abs. 3 Nr. 1)

· Es sich um Betriebsrenten aus den Durchführungswegen Direktversicherung oder Pensionskasse handelt und ab Rentenbeginn sämtliche auf den Rentenbestand entfallende Überschussanteile zur Erhöhung der laufenden Leistungen verwendet werden (Abs. 3 Nr. 2)

· Eine Beitragszusage mit Mindestleistung erteilt wurde, d. h. wenn sich die Leistungsverpflichtung lediglich auf den Werterhalt der zugesagten Beiträge bezieht (Abs. 3 Nr. 3)

b) 

Weiterhin bestimmt § 16 Abs. 6 BetrAVG, dass Versorgungszusagen die auf einen Kapitalbetrag lauten, der dann als Rente oder in Raten ausgezahlt wird (Auszahlungsplan), nicht anpassungspflichtig sind. Hier hat der Arbeitgeber mit Zurverfügungstellung des Kapitals seine arbeitsvertragliche Verpflichtung bereits erfüllt.


4. Entgeltumwandlung:

Für ab dem 01.01.2001 erteilte Zusagen bestimmt § 16 Abs. 5 i. V. m. § 30c Abs. 3 Nr. 1 BetrAVG grundsätzlich die Verpflichtung, die laufenden Leistungen mindestens mit 1% anzupassen oder - im Fall der Durchführungswege Direktversicherung oder Pensionskasse  - sämtliche Überschussanteile zur Erhöhung der laufenden Leistungen zu verwenden.


Für vor dem 01.01.2001 erteilte Zusagen bleibt es bei der Anpassungsprüfungspflicht nach § 16 Abs. 1 und 2 BetrAVG (Pflicht zur Prüfung und ggf. Anpassung der Betriebsrenten alle 3 Jahre unter Zugrundelegung des Verbraucherpreisindexes für Deutschland). Dem Arbeitgeber steht es aber auch hier frei Anpassungsgarantien gem. § 16 Abs. 3 Nr. 1 BetrAVG (mind. 1% Anpassung) zu erteilen.

5. Renten des Pensionssicherungsvereins:
Nach ständiger Rechtsprechung unterliegen Betriebsrenten, die vom Pensionssicherungsverein gezahlt werden, der Anpassungsprüfungspflicht grundsätzlich nicht. 

Sie sind nur dann anzupassen, wenn dies in der zugrundeliegenden Versorgungsordnung bzw. Versorgungszusage ausdrücklich vorgesehen war. Durch eine Vereinbarung kann die Dynamisierung der Rente z.B. durch Anbindung an die allgemeine Gehaltsentwicklung oder um die Steigerung an Lebenshaltungskosten erreicht werden.

Eine Anpassungsverpflichtung des PSV besteht auch dann, wenn der Arbeitgeber von der Möglichkeit des § 16 Abs. 3 BetrAVG Gebrauch gemacht hat und die Verpflichtung eingegangen ist, die laufenden Leistungen jährlich um mindestens 1% anzupassen. 
6. Prüfungszeiträume; Nachholende Anpassung:
Der Prüfungszeitraum für die vorzunehmende Anpassung erstreckt sich grundsätzlich immer vom Rentenbeginn bis zum jeweiligen Anpassungsstichtag. 

Gemäß § 16 Abs. 4 i. V. m. § 30 c Abs. 2 BetrAVG gilt für Prüfungszeiträume ab dem 01.01.1999, dass laufende Leistungen nicht oder nicht in vollem Umfang anzupassen sind (zu Recht unterbliebene Anpassung), der Arbeitgeber nicht verpflichtet ist, die Anpassung zu einem späteren Zeitpunkt nachzuholen. Eine Anpassung gilt gem. § 16 Abs. 4 S. 2 BetrAVG als zu Recht unterblieben:
· wenn der Arbeitgeber dem Versorgungsempfänger die wirtschaftliche Lage des Unternehmens schriftlich dargelegt, 

· der Versorgungsempfänger nicht binnen drei Kalendermonaten nach Zugang der Mitteilung schriftlich widersprochen hat und 

· er auf die Rechtsfolgen eines nicht fristgemäßen Widerspruchs hingewiesen wurde. 
Dies bedeutet, dass im Fall einer zu Recht unterbliebenen Anpassung der maßgebliche 3-Jahres-Prüfungszeitraum bei künftigen Anpassungsentscheidungen dauerhaft unberücksichtigt bleibt.
 

Dies gilt nicht für vor dem 01.01.1999 unterbliebene Anpassungen, da die Vorschrift des § 16 Abs. 4 gem. § 30 c Abs. 2 BetrAVG für diesen Zeitraum nicht gilt. Für die Zeit vor dem 01.01.1999 sind die nachfolgenden Maßstäbe der nachholenden Anpassung nach wie vor anzuwenden.
 

Nachholende Anpassung:

Hat ein Arbeitergeber die Betriebsrenten in der Vergangenheit nicht oder nicht in vollem Umfang der eingetretenen Teuerung angepasst, dann steht das insgesamt angesammelte Anpassungsdefizit zusätzlich zum Ausgleich des Wertverlusts aus dem aktuellen dreijährigen Prüfungszeitraum zur Anpassungsprüfung an. (Ein Rechenbeispiel hierzu unter Pkt. 8 b)
 

7. Anpassungsbedarf

Der Anpassungsbedarf der Versorgungsempfänger richtet sich gem. § 16 Abs. 2 BetrAVG nach dem seit der letzten Überprüfung bzw. seit Rentenbeginn eingetretenen Kaufkraftverlust der Rente. Dieser wird für Prüfungsstichtage nach dem 01.01.2003 am „Verbraucherpreisindex für Deutschland“ gemessen bzw. am Anstieg der Nettolöhne vergleichbarer Arbeitnehmergruppen des Unternehmens. 

Übersteigt der nach obiger Darstellung ermittelte Anpassungsbedarf den im gleichen Zeitraum gemessenen Anstieg der Nettolöhne, kann an dessen Stelle entsprechend § 16 Abs. 2 Nr. 2 auch der niedrigere Nettolohnanstieg als Anpassungsmaßstab herangezogen werden. Hieraus folgt, dass sodann kein voller Ausgleich des Anpassungsbedarfs erfolgen muss (reallohnbezogene Obergrenze).


Hierbei ist zu beachten, dass bei Prüfungszeiträumen vor dem 01.01.2003 weiterhin die Anwendung des früheren, für diese Zeiträume maßgeblichen Preisindexes für die Lebenshaltung von 4-Personen-Haushalten von Arbeitern und Angestellten mit mittlerem Einkommen vorgeschrieben ist (§ 30c Abs. 4 BetrAVG). 
8 Bestimmung des Anpassungsbedarfs:

a) Berechnung des Anpassungsbedarfs für einen 3-Jahres-Zeitraum:
Für die Berechnung der Anpassung bis zum Jahr 2004 ist der Verbraucherpreisindex für Deutschland auf der Basis 2000 = 100 heranzuziehen, der für das gesamte Bundesgebiet gilt und keine Unterscheidungen mehr zwischen Ost und West macht.

Der Verbraucherpreisindex wird in fünfjährigem Abstand einer turnusmäßigen Überarbeitung unterzogen. Am 29.02.2008 erfolgte die Umstellung von der bisherigen Basis 2000 auf das Basisjahr 2005. Damit verbunden war eine Neuberechnung der Ergebnisse ab Januar 2005.


Die Indexreihe für den Verbraucherpreisindex auf Basis 2005 = 100 ersetzt die auf Grundlage der Basis 2000 = 100 ermittelten Werte. Dies gilt auch für Prüfungszeiträume vor dessen Veröffentlichung, d. h. jeweils die aktuell vorliegenden Informationen am Anpassungsstichtag sind maßgeblich.
Bei der Ermittlung des Kaufkraftverlustes ist auf den vorhergehenden Monat des erstmaligen Rentenbezugs und der jeweiligen Anpassungsstichtage abzustellen.


Um den Prozentsatz des Anpassungsbedarfs zu ermitteln, nimmt man den Wert des Monats, in dem die Anpassung geltend gemacht wird und dividiert ihn durch den Wert des Monats in welchem zum ersten Mal die Betriebsrente gezahlt wurde bzw. den Wert des Monats der letzten regulär erfolgten Rentenanpassung. Hiervon zieht man 1 ab und multipliziert den so gewonnenen Wert mit 100. Dies ergibt den Prozentsatz, um den die Betriebsrente anzupassen ist.
Rechenbeispiele:
3-Jahres Zeitraum:

Anpassungsstichtag Februar 2009;

Rente wurde erstmals gezahlt Februar 2006
Wert lt. Tabelle Verbraucherpreisindex Januar 2009 

= 
106,3
Wert für lt. Tabelle Verbraucherpreisindex für Januar 2006 
= 
100,7

Berechnung:  (106,3 : 100,7 – 1) x 100 =  5,56 %


Wurde im Jahr 2006 eine Rente in Höhe von 120,00 € gezahlt, so ist sie um 5,56 % anzupassen und auf 126,67 € zu erhöhen.


b) Der Anpassungsbedarf im Falle der nachholenden Anpassung 
       berechnet sich wie folgt:

Um den Anpassungsbedarf bei einer nachholenden Anpassung der Betriebsrente zu berechnen, muss der Wertverlust aus aktuellem 3-Jahres Zeitraum mit den bisher unterlassenen (Teil-)Anpassungen seit Rentenbeginn addiert werden.

Rechenbeispiel:

nachholende Anpassung:
Die Betriebsrente wurde im Anpassungszeitraum Februar 2003 bis Februar 2006 zu Unrecht nicht angepasst. Aktueller Anpassungszeitraum Februar 2006 bis Februar 2009;

Wert gem. Indextabelle Januar 2003 = 96,4, Wert Januar 2006 = 100,7, Wert Januar 2009 = 106,3
1) (100,7 : 96,4 – 1) x 100 = 4,46 %

2) (106,3 : 100,7 – 1) x 100 = 5,56 %
2) 4,46 % + 5,56 % = 10,02 % aktueller Anpassungsbedarf.

Bei einer bisherigen Rente in Höhe von 120,00 € müsste diese um 10,02 %, also um 12,02 € angepasst und erhöht werden, so dass die Betriebsrente nunmehr 132,02 € beträgt.

Ob dieser Anpassungsbedarf ganz oder teilweise aufgrund der wirtschaftlichen Lage des Unternehm
ens zu realisieren ist, muss separat geprüft und entschieden werden (Anpassungsentscheidung). 
9 Aktuelle Tabelle Verbraucherpreisindex für Deutschland 
Die aktuellen Werte des Verbraucherpreisindex sind beim Statistischen Bundesamt unter:
 

www.destatis.de/Themen/Preise/Verbraucherpreise/Tabellen/Gesamtindex 

Link: http://www.destatis.de/jetspeed/portal/cms/Sites/destatis/Internet/DE/Content/Statistken/Zeitreihen/WirtschaftAktuell/Preise/Content100/kpre510bv4,templateId=renderPrint.psml
veröffentlicht. Dort können die Monatswerte unter dem Aufzählungspunkt „Gesamtindex“ für die Berechnung abgelesen werden. Diese Werte unterliegen der aktuellen Basis 2005 = 100.
Hinweis: 
Für Kollegen, welche noch tiefer in die Thematik einsteigen wollen, folgender Literaturhinweis: Der Betrieb, Heft 05/2009
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